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Ein Vierteljahrhundert Wachstumsregler im Pflanzenschutzgesetz 
Plant Growth Regulators in the Plant Protection Act for 25 Years 
Von Hans-Theo Laermann 
Zusammenfassung 
Der Rückblick über 25 Jahre schildert die Entwicklung und ge-
setzliche Gleichstellung der Wachstumsregler mit den Pflanzen-
schutzmitteln. Grundlagen zur Beurteilung der hinreichenden 
Wirksamkeit der Wachstumsregler im Vergleich zu den Pflan-
zenschutzmitteln mit Beispielen verdeutlichen die Problematik. 
Gründe für die heute nur noch wenigen bei der Zulassung vorge-
sehenen Nutzanwendungen von Wachstumsreglern werden auf-
gezählt. Wichtige für die Praxis fehlende Mittel werden genannt 
und mögliche Problemlösungen angesprochen. Im Literaturver-
zeichnis sind neben den bisher erstellten deutschen Wachstums-
regler-P1üfungsrichtlinien - soweit bereits vorhanden - auch d ie 
entsprechenden EPPO-Richtlinien aufgelistet. 
Stichwörter: Wachstumsregler, Pflanzenschutzgesetz, Wirk-
samkeit, Zulassung 
Abstract 
The development and legal equality of plant growth regulators 
and plant protection products is described in this review over the 
past 25 years. Examples are given to demonstrate the problems 
in assessing the sufficient efficacy of plant growth regulators in 
comparison with plant protection products. Only few uses are au-
thorised and the reasons are mentioned. lmportant products, 
which are needed by growers are named. Furthermore possible 
so!utions for this prob!em are discussed. A !ist of German and 
EPPO guidelines for the efficacy evaluation for plant growth re-
gulators is included in the literature. 
Key words: Plant growth regulators, plant protection act, effi-
cacy, authorisation 
Seit fast 25 Jahren wird die Zulassung von Wachstumsreglern 
nach dem Pflanzenschutzgesetz geregelt. Dieser Beitrag zieht 
eine rückblickende Bilanz. 
Gesetzliche Entwicklung 
Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Pflanzenschutzge-
setzes vom 15. August 1975 (1) wurden Wachstumsregler in das 
Pflanzenschutzgesetz von 1968 (2) aufgenommen und mit der 
Einführung des Oberbegriffs „Pflanzenbehandlungsmittel" 
(Pflanzenschutzmittel und Wachstumsregler) den Pflanzen-
schutzmitteln gleichgestellt. Wachstumsregler wurden dort defi-
niert als Stoffe, „die dazu bestimmt sind, die Lebensvorgänge 
von Pflanzen zu beeinflussen, ohne ihrer Ernährung zu dienen; 
ausgenommen Wasser, Düngemittel im Sinne des Düngemittel-
gesetzes und Stoffe, die dazu bestimmt sind, die Widerstands-
fähigkeit von Pflanzen gegen Schadorganismen oder Krankhei-
ten zu erhöhen, ohne toxisch zu wirken". 
Bis zur Übernahme in das Pflanzenschutzgesetz im Jahr 1975 
waren Wachstumsregler dem Düngemittelgesetz (3) zugeordnet. 
Durch diese neue Regelung wollte der Gesetzgeber strengere Zu-
lassungsbedingungen für Wachstumsregler schaffen, da das 
Düngemittelgesetz (3, 4) lediglich eine typenmäßige Zulassung 
durch Rechtsverordnung vorsieht. Das System der Pflanzen-
schutzgesetzgebung mit Einzelzulassung durch Verwaltungsakt 
und Prüfung des Mittels durch die Biologische Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft (BBA) und die Einvernehmens-
behörde, das damalige Bundesgesundheitsamt (BGA), ermög-
lichte bindendere Vorschriften hinsichtlich des Vertriebs und der 
Anwendung. 
Mit der Einführung der Zulassungspflicht für Wachstumsreg-
ler im Jahr 1975 wurde eine gesetzlich festgelegte Übergangs-
frist von zunächst zwei Jahren eingeräumt. Diese wurde an-
schließend aufgrund von Bearbeitungsengpässen bei den An-
tragstellern und den betroffenen Stellen (BBA, BGA, Pflanzen-
schutzdienststellen) durch das Dritte Gesetz zur Änderung des 
Pflanzenschutzgesetzes (5) auf vier Jahre erhöht. Während die-
ser Zeit galten alle bisher nach dem Düngemittelgesetz typen-
mäßig zugelassenen und sich im Handel befindenden Wachs-
tumsregler ohne weitere Prüfung als vorläufig zugelassen. So 
waren vor der neuen gesetzlichen Regelung viele Wachstums-
regler in die Kategorie der Blumen- und Rasendünger eingrup-
piert, welche ohne behördliche Prüfung und Auflagen vertrieben 
werden konnten. Außerdem standen für viele praktische Nutzan-
wendungen Wachstumsregler zur Verfügung. [m Getreide war 
dies: Hahnfestigung; im Obstbau: Beeinflussung des Trieb-
wachstums, Brechung der Alternanz, Fruchtausdünnung, Minde-
rung des frühen Fruchtfalls, Förderung der Fruchtreife, mecha-
nische Ernte; im Gemüsebau: Erzeugung von parthenokarpen 
Früchten, Brechung der Winterruhe; im Tabakbau: Hemmung 
von Achsel- und Geiztrieben; im Zierpflanzenbau: Bewurze-
lung von Stecklingen und Steckhölzern, Stauchen/Stutzen/Kurz-
halten von Pflanzen, Blüteninduktion, Wuchshemmung von 
Rasen. 
Während der vom Gesetzgeber eingeräumten vie1jährigen 
Übergangszeit wurden die ersten Prüfungsvoraussetzungen nach 
dem Pflanzenschutzgesetz geschaffen. Im Laufe der Zeit wurden 
bis heute 25 nationale Prüfungsrichtlinien mit Bewertungs-
grundlagen für die Wirksamkeit (21 bis 45 ) erarbeitet- Weiterhin 
wurden Abgrenzungen zu den nach dem Pflanzenschutzgesetz 
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zu\assungspflichtigen und nicht zulassungspflichtigen Mitteln 
getroffen (6, 7). 
Die Kosten, die nun durch die nach dem Pflanzenschutzgesetz 
festgelegten Prüfungsanforderungen entstanden und die wegen 
der Gleichstellung mit den Kosten fi.ir die Zulassung der übrigen 
Pflanzenschutzmittel identisch waren, wurden von vielen Ver-
triebsunternehmen wegen des geringen Absatzes als zu hoch ein-
geschätzt, so dass letztendlich für derartige Wachstumsregler von 
den Firmen keine Anträge auf Zulassung mehr gestellt wurden. 
Deshalb endete 1979 für viele Mittel nach der vierj ährigen Über-
gangszeit die vorläufige Zulassung, obwohl die Praxis auch 
heute noch einige dieser Mittel für bestimmte Anwendungsge-
biete dringend benötigen würde, da in gewissen Produktions-
zweigen eine wirtschaftlich erfolgreiche Erzeugung marktfähi-
ger Produkte erst durch den Einsatz eines Wachstumsreglers er-
möglicht wird. 
Das Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutz-
gesetz - PflSchG) vom 15. September 1986 (8), welches das 
Pflanzenschutzgesetz von 1968 ablöste, hat durch zusätzliche 
umfangreiche Prüfanforderungen hinsichtlich der Auswirkungen 
auf den Naturhaushalt die Situation auch bei den Wachstumsreg-
lern noch weiter verschärft. Mit diesem Gesetz kam das Um-
weltbundesamt (UBA) als weitere Einvernehmensbehörde ne-
ben dem BGA hinzu. Der Begriff „Pflanzenbehandlungsmittel" 
wurde mit dem Gesetz von 1986 wieder fallen gelassen. Der Ge-
setzgeber ist erneut zu dem praxisliblichen Begriff „Pflanzen-
schutzmittel" zurückgekehrt, der die Wachstumsregler und auch 
die im strengen Sinne dazugehörenden Keimhemmungsmittel 
einschließt(§ 2 Abs. 1 Nr. 9 Buchstaben d und e; PflSchG vorn 
15. September 1986). Durch diese Einbeziehung der Wachs-
tumsregler in den Begriff „Pflanzenschutzmittel" wurde die bis-
herige Gleichstellung der Wachstumsregler auch in diesem Ge-
setz nicht geändert, so dass Wachstumsregler vom Gesetzgeber 
auch weiterhin dem System des Pflanzenschutzes zugeordnet 
wurden. 
Ergänzend anzumerken ist, dass das BOA im Rahmen einer in-
ternen Umstrukturierung 1994 in drei Institute umorganisiert 
worden ist, von denen das Bundesinstitut für gesundheitlichen 
Verbraucherschutz und Veterinärmedizin (BgVV) u. a. als Ein-
vernehmensbehörde für Pflanzenschutzmittel zuständig wurde. 
Das Gesetz vom 15. September 1986 ist mit dem Ersten Ge-
setz zur Änderung des Pflanzenschutzgesetzes vom 14. Mai 1998 
novelliert worden. Die Änderungen sind am 1. Juli 1998 in Kraft 
getreten (9). Mit diesem Gesetz sind die Richtlinie 911414/EWG 
des Rates vom 15. Juli 1991 über das Inverkehrbringen von 
Pflanzenschutzmitteln und die dazu verabschiedeten neun weite-
ren Änderungsrichtlinien in nationales Recht umgesetzt worden 
(10). Damit wurde die gesetzliche Ära der Harmonisierung des 
Pflanzenschutzrechts auf der Ebene der Europäischen Union 
(EU) eingeleitet, wobei sich aber an der Gleichstellung der 
Wachstumsregler mit den Pflanzenschutzmitteln nichts geändert 
hat. 
Grundlagen zur Beurteilung der Wirksamkeit 
Die Beurteilung der hinreichenden Wirksamkeit, wie sie vom 
Pflanzenschutzgesetz für die Zulassung gefordert wird, berei-
tet bei Wachstumsreglern spezielle Probleme. Unter hinrei-
chender Wirksamkeit wird hier das deutliche Erreichen der ge-
wünschten Zweckbestimmung verstanden. Hierzu muss be-
merkt werden, dass bei den Wachstumsreglern meistens 
Zwecke verfolgt werden, die für die Pflanze aus rein physiolo-
gischer Sicht zunächst negativ zu beurteilen sind. Wüi·den z. 
B. Pflanzenschutzmittel derartige Veränderungen verursachen, 
wie sie durch den Einsatz von Wachstumsreglern erwünscht 
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sind, so würde dieses als Phytotoxizität des Pflanzenschutz-
mittels angesehen werden. 
Hier ergibt sich der große Unterschied zwischen Pf1anzen-
sclmtzmitteln und Wachstumsreglern. Zielt die Behandlung bei 
Pflanzenschutzmitteln auf den Schutz der Ku lturpflanze, d. h. 
das Abtöten bzw. Unterdrücken des Schadorganismus ab, so ist 
in der Regel der Zweck der Anwendung bei Wachstumsreglern 
die gewünschte, gezielte Veränderung der Kulturpflanze, ohne -
im Gegensatz zu den gentechnisch veränderten Pflanzen - in das 
genetische Muster der Pflanze einzugreifen oder den Nährstoff-
haushalt zu verändern. 
Das Problem der Beurteilung der hinreichenden Wirksamkeit 
soll für den Ackerbau bei der Zweckbestimmung „Verbesserung 
der Standfestigkeit" beispielhaft dargestellt werden. Anfangs 
wurde in diesem Bereich von Halmverkürzungsmitteln gespro-
chen. Es stellte sich aber schon sehr bald heraus, dass hier nicht 
gilt, „je kürzer desto besser". Zwar wird durch den Effekt der He-
belwirkung zwischen Ähre und Halmlänge mit einem möglichst 
kurzen Halm eine besondere Halmstabilität erreicht, so dass auch 
zeitweise der Begriff Halmfestigung verwendet wurde, aber ent-
scheidend ist - neben der Verhinderung des Lagers - der Ertrag. 
Aus diesem Grund wurde der Begriff „Verbesserung der Stand-
festigkeit" eingeführt, der in erster Linie darauf abzielt, bei opti-
maler Düngung, Lager zu verhindern oder hinauszuzögern, so 
dass der Ertrag durch die Verhinderung des Lagers möglichst er-
höht wird und somit Qualitätseinbußen und Ernteerschwernisse 
weitgehend ausgeschaltet werden. Bewertungskriterien bei die-
ser Zweckbestimmung sind deshalb Lager und Ertrag. Kann der 
Ernteertrag zweifelsfrei durch Wiegen des Erntegutes festgestellt 
werden, so bereitet die Erfassung des Lagers einige Schwierig-
keiten. Anfänglich wurde das Lager mit nur einer Prozentzahl ge-
schätzt. In der Praxis zeigte sich aber, dass bei einer späteren Be-
trachtung der Ergebnisse nicht eindeutig die tatsächlichen Ver-
hältnisse abgeleitet werden konnten. So ist z. B. bei der Angabe 
33 % Lager im Nachhinein nicht mehr feststellbar, ob nur ein klei-
ner Teil des Getreidebestandes stark lagerte (ca. ein Drittel), oder 
ob auf der gesamten Getreidefläche kein Lager auftrat, sondern 
ob die Pflanzen nur eine geringfügige Lagerneigung (ca. 30°) auf-
wiesen. Als Lösung des Problems wurde nach eingehender Dis-
kussion (l l ) die zweigeteilte Datenerhebung des Lagers in Pro-
zent lagernde Getreidefläche und Prozent Neigung der Pflanzen 
in die Prüfungsrichtlinie (43) aufgenommen. Die Wuchshöhe 
wird nur zur Vervollständigung des Gesamteindruckes betrach-
tet. Für eine hinreichende Wirksamkeit muss der Prozentwert für 
die Lagerbonitur in der behandelten Fläche besser, d. h. geringer 
als in der unbehandelten Kontrolle sein; außerdem darf im Ver-
gleich zu Unbehandelt kein Minderertrag eintreten. 
Weiterhin sollen am Beispiel der Zweckbestimmung „Stau-
chen von Zierpflanzen" die speziellen Probleme bei der Beurtei-
lung der hinreichenden Wirksamkeit der Wachstumsregler im 
Zierpflanzenbau aufgezeigt werden. So ist das Stauchen einer 
Pflanze nicht immer positiv zu bewerten, da von Natur aus bei 
den Pflanzen eine Determination zum Wachsen, Blühen und 
Fruchten besteht. Alle Zweckbestimmungen, die diese natürliche 
Fähigkeit unterdrücken, sind aus Sicht der Physiologie der 
Pflanze negativ zu beurteilen. Zwar kann durch schlechte Licht-
und Temperaturverhältnisse die Pflanze vergeilen, so dass eine 
Stauchung durchaus positiv anzusehen ist, trotzdem kann die 
hinreichende Wirksamkeit eines Wachstumsreglers nicht allein 
an der Wachstumsbeeinflussung gemessen werden, d. h. „je ge-
stauchter desto besser". Zweck der Anwendung derartiger Mittel 
ist es, einen kompakteren Wuchs der Pflanze in eng definiertem 
Rahmen zu erzeugen, d. h„ dass dadurch der Verkaufswert opti-
miert, die Flächenproduktivität erhöht und die Transportqualität 
gesichert wird. Dabei ist ein gewisser Vergleich mit der unbe-
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handelten Kontrolle möglich. Ob aber die Wirksamkeit hinrei-
chend ist, kann nicht nur dadurch festgestellt werden, ob durch 
die Behandlung die Pflanze um z. B. 10 cm gegenüber Unbe-
handelt verkürzt ist, sondern auch, ob der Gesamteindruck, also 
der Marktwert, erhöhl wird. In diese Beurteilung fließen meis-
tens noch Nebenwirkungen ein, wie z.B. über den Blättern sich 
erhebende Blüten oder zum Habitus passende kleinere Blätter. In 
diesem Zusammenhang sei angemerkt, dass in gewissen Fällen 
durch entsprechende Temperaturfühmng und Lichtsteuerung in 
der Produktion auf den Einsatz eines Wachstumsreglers zum 
Stauchen verzichtet werden kann (12, 13, 14, 15, 16). 
Nach dem Inkrafttreten der Novelle des Pflanzenschutzgeset-
zes am 1. Juli 1998 wurden auch untergesetzliche Regelungen 
geändert, was Auswirkungen für die Prüfung der Wirksamkeit 
hatte. So wird in § la Abs. 2 der Verordnung über Pflanzen-
schutzmittel und Pflanzenschutzgeräte (Pflanzenschutzmittel-
verordnung) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Au-
gust 1998 (17), welche am 20. August 1998 in Kraft trat, in Ver-
bindung mit der Richtlinie 91/414/EWG vorgeschrieben, dass 
die Versuche nach den einschlägigen EPPO-Richtlinien oder, 
wenn ein Mitgliedstaat dies verlangt und der Versuch auf seinem 
Gebiet stattfindet, nach nationalen Richtlinien durchzuführen 
sind, die mindestens den Anforderungen der entsprechenden 
EPPO-Richtlinien genügen (18). Wenn keine Prüfungsrichtlinie 
vorhanden ist, muss der Antragsteller die wissenschaftliche Vali-
dität der verwendeten Methode erklären. Bisher wurden - mei-
stens auf der Basis deutscher Entwürfe - 18 EPPO-Richtlinien 
für Wachstumsregler (26E bis 45E) erstellt, so dass Wirksam-
keitsversuche für die heutigen aktuellen Anwendungen nach ent-
sprechenden EPPO-Richtlinien durchgeführt werden können. 
Aktuelle bei der Zulassung vorgesehene 
Anwendungsgebiete 
Die gesetzliche Entwicklung führte ständig zu strengeren und 
umfangreicheren Prüfungsanforderungen bei der Zulassung, so 
dass Neuentwicklungen von Wachstumsreglern im Besonderen 
bei Sonderkulturen und kleinen Anwendungsgebieten unterblie-
ben. 
Die Prognosen der 70er Jahre über eine starke Zunahme der 
Wachstumsregler auf dem Markt haben sich somit nicht be-
stätigt. Zwischenzeitlich wurden sogar Stimmen laut, Wachs-
tumsregler in bestimmten Bereichen, z.B. zur Verbesserung der 
Standfestigkeit im Getreide im Hinblick auf die Getreideüber-
produktion in der Europäischen Gemeinschaft und die Belastung 
der Umwelt durch Überdüngung, gänzlich zu verbieten. Hierzu 
ist festzustellen, dass durch ungünstige Witterungsbedingungen 
auch bei geringer Stickstoffdüngung Lager auftreten kann. Er-
gänzend ist in diesem Zusammenhang anzumerken, dass der Ein-
satz von Wachstumsreglern nicht immer auf eine Erhöhung der 
Quantität abzielt, sondern zu einer Qualitätsverbesserung, zur 
Arbeitserleichterung und/oder zur Einsparung von Arbeitszeit, 
also zur Optimierung und Absicherung des Betriebserfolges bei-
tragen soll. 
Von den Ende der 70er Jahre noch zugelassenen Wachstums-
reglern stehen der Praxis heute nur noch wenige Nutzanwendun-
gen von Wachstumsreglern zur Verfügung. 
Im Folgenden sind die heute noch zugelassenen aktuellen An-
wendungsbereiche aufgeführt: 
1. Verbesserung der Standfestigkeit bei Getreide 
Dabei handelt es sich um Mittel, die die Widerstandsfähigkeit der 
Pflanzen gegenüber den verschiedensten lage1fördernden Ein-
flüssen, welche genetischer, physiologischer, witterungsbeding-
ter oder parasitärer Art sein können, in messbarem Umfang ver-
bessern. Derartige Halmverfestigungen werden durch die Beein-
flussung der Zellstreckung, Zellteilung und des gesamten Halm-
gewebeaufbaues erreicht. 
2. Keimhemmung bei Kartoffeln 
Dabei handelt es sich um Substanzen, die die Keimung der Kar-
toffelknolle über einen längeren Zeitraum hinweg unterdrücken. 
Der damit verbundene geringere Wasserverlust und das gerin-
gere Schrumpfen der Knollen trägt besonders bei Großlagerung 
zur Erhaltung der Qualität der Kartoffel bei. 
3. Chemisches Stauchen von Zierpflanzen 
Ziel der Anwendung ist eine Hemmung der Zellteilung und 
-streckung, um in sich kompakte Pflanzen mit einem höheren 
Marktwert zu erzeugen. 
4. Chemisches Stutzen von Zierpflanzen 
Unter Stutzen wird die Hinderung der Weiterentwicklung oder 
das Entfernen der Triebspitzen verstanden, um die Verzweigung 
der Pflanze zu fördern. Mit dem chemischen Stutzen wird das ar-
beitsaufwendige maschinelle Stutzen oder Pinzieren der Pflan-
zen vermieden. 
5. Beeinflussung der Blühperiode 
Hierunter werden in den verschiedenen Bereichen mehrere 
Zweckbestimmungen zusammengefasst: 
Im Kernobstbau: 
a) Brechung der Alternanz in Ertragsanlagen, um in jedem Jahr 
einen gleichmäßigen Fruchtbehang zu erreichen. 
b) Verkürzung der ertragslosen Phase bei nicht im Ertrag stehen-
den Bäumen, um schon nach wenigen Standjahren einen Frucht-
behang zu erzielen. 
Im Zierpflanzenbau: 
a) Verlängerung der BHihdauer der Pflanzen 
b) Vorverlegung oder Verzögerung oder Induktion des Blühbe-
ginns der Pflanzen 
6. Förderung der Bewurzelung bei Pflanzenstecklingen 
Hierunter ist die Förderung und Verbesserung der Kallus- und 
Wurzelbildung von verholzten und nicht verholzten Pflanzen-
stecklingen zu verstehen. 
Probleme bei der Zulassung von Wachstumsreglern 
Schnell ansteigende Forschungs- und Entwicklungskosten für 
Pflanzenschutzmittel führten seitens der Firmen zu einer Umori-
entierung auf Großkulturen mit großen Vermarktungschancen. 
Dieser Sachverhalt ist nicht nur für die Wachstumsregler heute 
eine wesentliche Ursache für die sogenannten Lückenindikatio-
nen. Darunter werden fehlende für die Praxis notwendige 
Bekämpfungsverfahren verstanden oder Situationen, wo zuge-
lassene Pflanzenschutzmittel keine oder keine ausreichende Pro-
blemlösung gewährleisten. Zwar bemüht sich der Länderarbeits-
kreis „Lückenindikationen" (AK-Lück) mit sieben Unterarbeits-
kreisen (UAK), nämlich Ackerbau/Tabak, Gemüse, Heil- und 
Gewürzpflanzen, Obstbau/Hopfen, Weinbau, nicht rückstandsre-
levante Kulturen und Forst, als Verbindungs- und Vermittlungs-
gremium zwischen Praktikern, der Pflanzenschutzmittelindu-
strie und den Behörden intensiv um die Schließung von Lücken 
(19). Auch können unter bestimmten Voraussetzungen nach § 3 
der Verordnung über Kosten der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft (BBA-KostV) vom 5. Oktober 1998 
(BGB!. 1 S. 3140), die am 14. Oktober 1998 in Kraft getreten ist, 
die Kosten bei Lückenindikationen für gebührenpflichtige Amts-
handlungen ermäßigt oder es kann von der Erhebung der Kosten 
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ganz abgesehen werden. Für derartige Entscheidungen stehen 
das öffentliche Interesse und der geringe Nutzen für die antrag-
stellende Firma im Vordergrund, so dass sich der Verkauf aus 
Sicht der Pflanzenschutzmittelindustrie oft nicht rentabel gestal-
ten lässt und demzufolge Neuentwicklungen und damit verbun-
den Anträge auf Zulassung für derartige Anwendungsgebiete un-
terbleiben. 
Mit dem novellierten Pflanzenschutzgesetz vom 14. Mai 1998, 
welches am l. Juli 1998 in Kraft trat, wurde in Deutschland der 
Übergang von der Vertriebszulassung zur Indikationszulassung 
vollzogen (20). Die dadurch stärkere Anbindung der Anwendung 
von Pflanzenschutzmitteln an die Zulassung führt zu einer Ein-
engung der Anwendungsmöglichkeiten von Pflanzenschutzmit-
teln. Dadurch wurde die Problematik der Lückenindikationen 
noch dramatisch verschärft. 
Künftig können Lückenindikationen neben dem Zulassungs-
verfahren auch über das Genehmigungsverfahren geschlossen 
werden (§§ 18, l 8a, 18b PflSchG). Hierbei handelt es sich um 
eine Genehmigung der Anwendung eines bereits zugelassenen 
Pflanzenschutzmittels in einem anderen als bei der Zulassung 
festgesetzten Anwendungsgebiet. Das Anwendungsgebiet wird 
in § 2 Nr. 13a des Pflanzenschutzgesetzes definiert als „be-
stimmte Pflanzen, Pflanzenarten oder Pflanzenerzeugnisse zu-
sammen mit denjenigen Schadorganismen, gegen die die 
Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse geschützt werden sollen, 
oder der sonstige Zweck, zu dem das Pflanzenschutzmittel an-
gewandt werden soll''. Die Genehmigung können beantragen 
der Zulassungsinhaber, amtliche und wissenschaftliche Ein-
richtungen, die in den Bereichen Landwirtschaft, Gartenbau 
oder Forstwirtschaft tätig sind, oder derjenige, der Pflanzen-
schutzmittel zu gewerblichen Zwecken anwendet, sowie juris-
tische Personen, deren Mitglieder Pflanzenschutzmittel in o. g. 
Bereichen anwenden (§ 18 a Abs. 1 PflSchG). Die Genehmi-
gung wird ausgesprochen, wenn an der Anwendung ein öffent-
liches Interesse fes tgestellt wird, keine schädlichen und nicht 
vertretbaren Auswirkungen hinsichtlich Gesundheit und Natur-
haushalt bestehen, Kenntnisse darüber vorliegen, dass das Mit-
tel in dem beantragten Anwendungsgebiet wirkt, und das be-
antragte Anwendungsgebiet für eine Kultur mit geringem 
Flächenanteil vorgesehen ist. 
Aktuelle gewünschte wichtige Anwendungsgebiete 
Wie dargelegt, sind es aufgrund dt?r geschilderten Situation nur 
noch wenige Anwendungen, die durch zugelassene Wachstums-
regler abgedeckt werden. Die Praxis benötigt deshalb z. B. in fol-
genden Bereichen dringend genehmigte oder zugelassene Pflan-
zenschutzmittel: 
1. Chemische Fruchtbehangsregu/ierung im Obstbau 
Hierunter wird verstanden: 
a) Fruchtausdünnung zur Produktion marktfähiger Fruchtgrößen 
b) Förderung der Blütenbildlung 
c) Minderung des Vorerntefruchtfalls bei Kernobst 
d) Minderung des Rötelfruchtfalls bei Kirschen 
Zur Diskussion steht der Wirkstoff alpha-Naphthylessigsäure-
amid im Pflanzenschutzmittel Amidthin (8,35 % alpha-Naph-
thylessigsäure-amid ). 
2. Erzeugung parthenokarper Früchte bei Birnen 
Dabei handelt es sich um die Förderung und Steuerung des 
Fruchtansatzes durch Auslösung von Parthenokarpie bei frostge-
schädigten Blüten. Zum Einsatz soll hier der Wirkstoff Gibbe-
rellinsäure im Pflanzenschutzmittel Berelex (9,2 % Gibberel-
linsäure) kommen. 
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3. Geizhemmung bei Tabak 
Unter der Geizhemmung wird das „Ausbrennen" oder das Un-
terdrücken der Seitentriebbildung (Geizwuchs) bei Tabakpflan-
zen verstanden, was einerseits durch Abtötung (lokale Kontakt-
wirkung) und/oder andererseits durch die Hemmung des Aus-
triebes von Seitentriebknospen (halb- oder ganzsystemische 
Wirkung) erreicht werden kann. Dies trägt sowohl zur Ertragssi-
cherung als auch zur Einsparung an Düngemitteln und zur Re-
duzierung des Arbeitsaufwandes bei gleichzeitiger hoher Qua-
lität bei. 
Für die erstgenannte Wirkungsweise werden die Wirkstoffe De-
canol und Octanol im Pflanzenschutzmittel Off-Shoot T (63 % 
Decanol/Octanol als Fettalkohol) diskutiert. 
4. Keimhemmung bei Zwiebeln 
Hierunter wird das Unterdrücken des Austreibens bei Zwie-
beln über einen längeren Zeitraum verstanden, so dass die 
Qualität erhalten bleibt. Eine Anwendung ist nach der Verord-
nung über Anwendungsverbote für Pflanzenschutzmittel 
(Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung) vom 10. November 
1992 (46) für Maleinsäurehydrazid-Cholin-, Kalium- und Na-
triumsalz nur mit einem Gehalt von weniger als 1 mg je kg 
freies Hydrazin, ausgedrückt als Säureäquivalent, zulässig 
(s. Anlage 1 Nr. 32 und 33 zu §§ 1 und 5 der Pflanzenschutz-
Anwendungsverordnung). 
Ausblick 
Wie dargelegt, fehlen in den aufgeführten Bereichen entspre-
chend zugelassene Wachstumsregler. Aufgrund des geringen 
ökonomischen Anreizes sind die Firmen nicht bereit, die unum-
gänglich notwendigen Unterlagen für diese Lückenindikationen 
zu erarbeiten. Der Arbeitskreis Lückenindikation bemüht sich in-
tensiv darum, dass die Firmen Anträge von Pflanzenschutzmit-
teln für diese Bekämpfungslücken stellen. Der amtliche Pflan-
zenschutzdienst der Länder, vertreten in den Unterarbeitskreisen 
des AK-Lück, ist grundsätzlich bereit, Unterlagen zur Wirksam-
keit und gegebenenfalls zum Rückstandsverhalten zu erarbeiten 
und diese zur Verfügung zu stellen. Leider haben die Bemühun-
gen für die o. a. Mittel bisher nicht zu einer Antragstellung ge-
führt. 
Das Genehmigungsverfahen kann bei den oben angeführten 
Anwendungsgebieten nicht angewendet werden, da die ange-
sprochenen Mittel- im Gegensatz zu den benachbarten EU-Län-
dern - in Deutschland nicht zugelassen sind. 
E benfalls kann das Verfahren gemäß § 15 b PflSchG (Zulas-
sung von in anderen Mitgliedstaaten zugelassenen Pflanzen-
schutzmitteln) nicht zur Anwendung kommen, da hie1für Vo-
raussetzung ist, dass das Pflanzenschutzmittel in den anderen 
Mitgliedstaaten zugelassen und der Wirkstoff in Anhang I der 
Richtlinie 91/414/EWG eingetragen ist. So kann nur Abhilfe ge-
schaffen werden, wenn möglichst viele Wirkstoffe von Pflan-
zenschutzmitteln, die nach Bekanntgabe der Richtlinie 91/414/ 
EWG, nämlich arn 25. Juli 1993, bereits in einem Mitgliedstaat 
zugelassen waren (Altstoffe), im Rahmen des EU-Altstoffpro-
gramms verteidigt werden, im Gemeinschaftsverfahren von den 
Mitgliedstaaten als akzeptabel eingestuft und in den Anhang I der 
Richtlinie 9 1/414/EWG aufgenommen werden. 
Wird für einen Wirkstoff kein Antrag auf Aufnahme in die ge-
meinsame Liste gestellt, oder wird der Wirkstoff als nicht geeig-
net für Anhang I der Richtlinie 9 11414/EWG eingestuft, sind in 
der Folgezeit alle Pflanzenschutzmittel mit diesem Wirkstoff zu 
widerrufen. Damit würden Wettbewerbsverzerrungen zwar in 
den Mitgliedstaaten der EU untereinander aufgehoben, wobei 
aber das Problem der Lückenindikationen nicht gelöst ist. 
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MITTEILUNGEN 
Bericht über das Barley Spot Meeting 
in Edinburgh am 20. und 21. Juli 1999 
Im Scottish Agricultural College (SAC) fand das durch die glei-
che Einrichtung organisierte Barley Spot Meeting statt. Das SAC 
verfolgt mit seinen 1200 Mitarbeitern das Ziel, Lehre, Beratung 
und Forschung für alle Bereiche der Landwirtschaft und Umwelt 
zu vereinen. Der Hauptsitz befindet sich in Edinburgh, weitere 
Zentren in Aberdeen und Ayr. 40 % der Finanzmittel für diese In-
stitution kommen vom Staat, das übrige Geld wird vor a llem von 
der Industrie zur Verfügung gestellt. 
Das Barley Spot Meeting ist eingebunden in ein 3-Jahres-Pro-
jekt des SAC, das zum Ziel hat, die Ursachen der starken Blatt-
verbräunungen zu klären, die besonders in den letzten 3 Jahren 
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an Sommergerste aufgetreten sind und zu starken Ertragsausfäl-
len und Qualitätsmängeln fülu·ten. Gerade die Sommergerste hat 
mit einer jährlichen Anbaufläche von 500 000 ha eine besondere 
Bedeutung für die Whisky- und Bierproduktion Schottlands. Die 
erstmalige Identifizierung von Ramularia collo-cygni als mögli-
che Ursache der Blattverbräunungen erfolgte 1998 für Schott-
land durch E. SACHS. Ein wichtiges Ziel dieses Projektes ist es, 
Bekämpfungsvarianten zu erproben und Unterschiede in der Sor-
tenanfälligkeit zu finden. Erstmals in diesem Jahr wurden in ver-
schiedenen Regionen Schottlands, in England und Deutschland 
abgestimmte Versuche angelegt, um in den verschiedenen 
Sorten-, Bekämpfungs- und Düngungsvarianten die Blattbefalls-
situation zu beurteilen. 
Im Rahmen dieses Projektes wurden bereits im Vorfeld ent-
sprechend der schriftlichen Vereinbarung zwischen dem SAC 
und dem Institut für Pflanzenschutz in Ackerbau und Grünland 
der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
(BBA) Anschauungsmaterial zur Ra111u/aria-Blattfleckenkrank-
heit und Isolate des Erregers zur Verfügung gestellt. Außerdem 
erfolgte in der Arbeitsgruppe Kleinmachnow des Institutes für 
Pflanzenschutz.in Ackerbau und Grünland der BBA die Einar-
beitung einer Mitarbeite1in des SAC Aberdeen im Erkennen, in 
der Isolation, Kultivierung und Konservierung von Ra111ularia 
collo-cygni. 
An dem Meeting nahmen 17 Wissenschaftler aus Schottland, 
Irland, Deutschland, Österreich und Norwegen teil. Es wurde 
von SIMON ÜXLEY, Senior Cereal Pathologist am SAC, geleitet. 
Das Meeting bestand aus zwei Teilen: 
Der erste Teil bestand aus Diskussionen am „Runden Tisch", bei 
denen es um die möglichen Ursachen der Blattverbräunungen 
ging. Im Mittelpunkt standen die Erfahrungen mit Blattverbräu-
nungen der Gerste in Deutschland, wo bereits seit mehreren Jah-
ren dieses Problem an der Baye1ischen Landesanstalt aus Sicht 
der Umwelteinwirkung, besonders zum Lichtstress (A. Obst), 
und an der BBA zum Auftreten nichtparasitärer Blattflecke und 
Ramularia-Blattflecke (E. SACHS), also aus unterschiedlichen 
Blickwinkeln, bearbeitet wird. Eine wesentliche Ergänzung stell-
ten die Erfahrungen aus Österreich (H. Huss) dar. Huss verfolgt 
das Auftreten der Ramu/aria-Blattfleckenkrankheit seit ca. 15 
Jahren und verfügt bereits über Ergebnisse bei der Bekämpfung 
und der Ermittlung der Sortenanfälligkeit. Ebenfalls seit einigen 
Jahren wird die Ra11111/aria-Blattfleckenkrankheit in Norwegen 
(S. SALAMATl) beobachtet, so dass auch norwegische Erfahrun-
gen besonders in Hinblick auf die Biologie des Erregers in die 
Diskussion einflossen. T. THOMAS aus Irland machte auf den Zu-
sammenhang von Krankheitsgeschehen, Umweltfaktoren und 
Physiologie der Pflanzen aufmerksam. Eine wichtige Ergänzung 
der Diskussion stellten mitgebrachte Blattproben mit Blatt-
flecken aus Deutschland und Irland sowie die mikroskopische 
Demonstration der mit Ramularia col!o-cyg11i befallenen Ger-
stenblätter dar, die aus Feldern Schottlands stammten und an de-
nen die typischen Merkmale dieser Pilzkrankheit von E. SACHS 
demonstriert werden konnten. In der Diskussion ging es um die 
Rolle der im Komplex wirkenden biotischen (Schadeffeger) und 
abiotischen Einflüsse auf die Blattgesundheit der Gerste. 
Der zweite Teil bestand aus Besichtigungen von 2 Feldversu-
chen südlich und westlich von Edinburgh. In Abhängigkeit von 
Sortenreaktionen, N-Gaben, Fungiziden und Beschattung traten 
die Blattflecken in unterschiedlichem Maße zu Tage. Befall wie-
sen besonders das Fahnenblatt und das zweitoberste Blatt auf. 
D ie Sorte 'Chariot', die mit 40 % der Sommergersten-Anbau-
fläche die Hauptsorte in Schottland darstellt, zeigte ein besonde-
res Befallsbild: Neben den Ramularia-Blattflecken, die auf der 
gesamten Blattspreite auftraten, wies die Blattfläche, die der 
Sonne durch die Krümmung der Blattspreite am nächsten zuge-
